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prdnumeraklongpreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die österr. Kronfänber fſaumt Poſtzuſendung Jährlich 4 fl, arblöhrig 2 fl, 
viertellührig 1 l. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 
Inſerate werden billigſt berechnet. — Neclamationen, wenn unverfiegelt, find portofrei. 


= Mit 1. October beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitſchrift für Verwaltung“ und bitten wir unſere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende Sep⸗ 
tember abläuft, um baldige Erneuerung per Poſtanwei⸗ 
fung, damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet, 
ebenſo erſuchen wir rückſtändige Beträge (von 
früheren Quartalen) jetzt gefälligſt auszugleichen. 

Die Verlags buchhandlung. 


Ju halt: 


Grunbſätze für bie Bewilligung zur Anlage von Holzbahnen 
als forſtlichen Bringungs bauten. 
Mittheilungen aus der Praxis: 

a) Ueber das Verhöltniß des Art, 6 des Stagtsgrundgeſehes über die allge⸗ 
meinen Rechte der Staatsbürger zum Art. III. des Gemeindegrundgeſetzes 
vom 5. Marz 1862. 

b) Die Gemeinde iſl nicht berechtigt, auf die Unterlaſſung der Nachweisung 
der Heimatsberechtigung eines Auswärtigen eine Strafſanetkon aus⸗ 
zuſprechen. 

a) Zur Begrenzung des Verordnungsrechtes der Gemeinde. 

b) Gegen Nichtbefolgung ortspolizeilicher Verfügungen der Gemeinde kann 
Confiscation (als Strafe) nicht angedroht werben. 

Verorbnungen. 
Berfonalien. 
Erledigungen. 


Grundſätze über die Bewilligung zur Anlage von 
Holzbaßnen als forſllichen Aringungsbauten.) 


Baron n. d. K., Inhaber des Gutes F. in Unterſteiermark, be⸗ 
fügt in der Gemeinde Z. einen Waldcomplex von ungefähr 2000 Zoch, 
und nächſt der an der kärntneriſchen Linie der Südbahn gelegenen 
Eiſenbahnſtation M. R. eine Kunſtſägemühle, welche mit großem 
Koſtenaufwande zu dem Zwecke errichtet wurde, um das Holz aus dem 
obigen Waldcomplege verarbeiten zu konnen. Da die Zufuhr des 
Holzes aus dem Walde nuch der Kunſtmühle auf den beſtehenden 
Wegen theils gar nicht, theils nur mit unverhältnißmäßig großen 
Koften möglich war, fo beabfichtigte der genannte Gutsinhaber zur 
leichteren Ausbringung der Waldproducte aus ſeluen Forſten einen 
hölzernen Schienenweg oder eine ſogenannte Holzbahn zu erbauen, 
worauf erfahrungsgemäß mittels dazu conſtruirter Wagen ſowohl 
Scheiterholz als Sägeklötze mit Leichtigkeit aus dem Walde geſchafft 
werden können. Baron v. d. K. ſuchte zu dieſem Zwecke bei dem 
Umſtande, als die Bahn auch fremde Grundſtücke berühren ſollte, bei 


der Bezirkshauptmannſchaft um die behördliche Intervention im Sinne 


) Aus dem „Landwirthſchaftl. Wochenblakte“ des k. k. Ackerbauminiſtertums. 


des 8. 24 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852 beziehungswelſe 
um die Genehmigung diefer Bahnanlage nach. Von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft M. wurde hierüber elne Localerhebung unter Beiziehung 
eines techniſchen Beamten, der durch die projectirte Holzbahn⸗Anlage 
berührten Grundeigenthümer und zweler Schützmänner angeordnet. Bei 
derſelben wurde erhoben, daß das Holz in den fraglichen Waldungen 
in Z. bereits haubar und überſtändig fei, auf der durch das L.⸗Thal 
führenden, ſtark verwahrloſten, theilweiſe ſogar gefährlichen Gemeinde ⸗ 
ſtraße aber beinahe gar nicht oder doch nur mit unverhältnißmäßigen 
Koſten ausgebracht und zur Sägemuhle weiterhefördert werden konne. 
Ebenſo wurde conflatirt, daß die projectirte Holzbahn, welche in elner 
Länge von 2800 Klaftern theils über die Gründe des Baron v. d. K., 
theils aber auch über fremde Grundſtücke bis zu einer beflehenden 
Durchfahrtg⸗Oeffnung der kürntneriſchen Pine der Südbahn geführt 
werden folfte, zur Erreichung des vom Eigenthümer beabſichtſgten 
Zweckes nicht nur vollkommen geeignet ſei, ſondern daß es überhaupt 
kein anderes Mittel gebe, die Waldproduete aus den Forſten des 
Gutes Z. mit folder Leichtigket und Schnelllgkeit heraus zu befüre 
dern, als dies mittelſt der profectirten Holzbahn moglich ſei. Die 
Bezirkshauptmannſchaft M. ſah ſich auf Grund dieſes Eommiſſions⸗ 
befundes veranlaßt, bei der fteiermaͤrkiſchen Stattholterei um die Geneh⸗ 
migung der Expropriation für die zur Anlage der Holzbahn 
benöthigten fremden Grundſtucke gegen volle Entſchädigung der Grund⸗ 
befiger einzuſchreiten. Von der Statthalterei wurde aber die Verhand⸗ 
lung der Bezirkshauptmannſchaft M. mit Hinblick auf den überkomme⸗ 
nen Wirkungskreic der beſtandenen Kreisbehüörden zur eigenen Amts⸗ 
handlung in erſter Inſtanz zurſckgeſtellt, da es ſich hier nicht um die 
Ertheilung einer Expropriationsbewilligung im Sinne des F. 9 des 
Eiſenbahn⸗Coneeſſionsgeſetzeß vom 14. September 1854 (R. G. Bl. 
Nr. 238), ſondern um die Löſung der Frage handle, inwieweit und 
unter welchen Bedingungen und Vorſichten die politiſche Bewilligung 
im Grunde der 88. 24 und 25 des Forſtgeſetzes vom 3. December 
1862 zur Errichtung und Benützung des fraglichen „Holzbringungs⸗ 
werkes“ gegeben werden konne, wobei jedenfalls in Bekracht komme, 
daß der citirte 8. 24 in einzelnen Fällen den fremden Grundeigen⸗ 
thümern wohl eine Verpflichtung, gegen volle Schadloshaltung über 
ihre Gründe die Waldproducte bringen zu laſſen, auferlegt, keineswegs 
aber von einem Exproprlationsrechte der Waldeigenthümer ſpricht. Zu 
Folge dieſer Weiſung und über neuerliches Einſchreiten des Boron 
v. d. K. wurde von der Bezirkshauptmannſchaft M. eine abermalige 
noch uinfaſſendere Locglerhebung unter Beiziehung fämmtlicher Inter⸗ 
eſſenten, darunter auch eines Vertreters der Südbahn⸗Geſellſchaft und 
eines Vertreters des Bezirksausſchuſſes in M., zweier Forſtverſtändi⸗ 
ger nud eines Bautechnſkers gepflogen, welche zu denfelben Ergebniſſen 
wie die erſte Erhebung führte. Es wurde erkannt, daß die Bringung 
der in den Waldparcellen R. und G. vorhandenen ſchon längſt ſchlag⸗ 
baren Halzvorräthe im Geſammtbelaufe von ungefähr 6,960.000 
Kubikſchuhen überhaupt, und insbeſondere für die Speiſung der mehr⸗ 
genannten Kunſtſägemühle, dringend nothwendig ſei, daß dieſe Bringung 
auf der beſtehenden Gemeindeſtraße nur mit ſolchen Koſten möglich 
wäre, daß der aus der Verwerthung des Holzes erzielte Reingewinn 
auf ein Minimum herabſinken müßte, und daß endlich auch der bor⸗ 
beiſührende Lobnitzbach, mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit feiner Ufer 


und die zahlreichen daranliegenden Mühlen, nicht zum Schwemmen des 
Holzes benutzt werden könnte. 5 

Es wurde fogin von der Bezirkshauptmannſchaſt M. trotz des 
Proteſtes von ſechs Grundbeſitzern, deren Gründe durch die prafectirte 
Bahn benätzt werden ſollten, die Entfceibung gefällt, daß die Errich⸗ 
tung der fraglichen Bahn nach der angedeuteten Conſtructſon und 
gegen Beobachtung einiger vom intervenireuden Bautechniker zur Füh⸗ 
rung des Verkehrs und des Wirthſchaftsbetriebes aller bethetligten 
Intereſſenten für nothwendig erklärter Bedingungen zuläffig ſei, und 
daß die oberwähnten fechs Grundbeſitzer beim Vorhandenſein der Be⸗ 
dingungen des F. 24 des Forſtgefetzes gehalten ſeien, dem Gute F. 
die Bringung der Forſtproducte aus den Waldthellen R. und G. über 
ihre Gründe mittelſt der profectivten Holzbahn durch fünf Jahre vom 
Tage der Errichtung an, ſowie die Tracirung für die Anlage dieſer 
Holzbahn gegen die im Geſetze beſtimmte volle Entſchädigung zu ge⸗ 
ſtatken. Der Bewerber Baron v. d. K. wurde aber verpflichtet, bei 
dem Umſtande, als ſich die betheiligten Grundbeſitzer mit ihm über 
das Maß der zu leiſtenden Entſchädigung nicht einigen konnten, vor 
Beginn ber Tracſruſngsarbeſten auf Verlangen der Grundbeſitzer den 
vorlaufig erhobenen Betrag von 500 fl. pr. ein Joch Wieſe, 
200 fl. pr. eln Joch Wald und 80 fl. pr. ein Joch Weide nad) 
Verhältniß des von jedem Grundbeſitzer angeſprocheuen Flachenmaßes 
bei der Bezirkshauptmannſchaft zu erlegen und unmittelbar nach deſi⸗ 
nitiver Feſlſtellung der Trace unter genauer Angabe derſelben und 
des Conſtructſonsplaues um die Vornahme der endlichen Schätzung 
einzuſchreſten. 

Gegen dieſe Entſcheldung der Bezirkshauptmannſchaft M. wurde 
ſowohl von zweien der betreffenden Grundbeſitzer, als auch vom In⸗ 
haber des Gutes F., Baron v. d. K., der Recurs an die ſteier⸗ 
märliſche Statthalterei ergriffen. Das Petitum der ganz gleichförmig 
gehaltenen Recurſe der zwei Grundbeſitzer war auf Aufhebung der 
bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung und Abwelſung des vom 
Baron v. d. K. geſtellten Anſuchens gerichtet; eventuell ſollte der 
letztere wenigſtens zur Vervollſtändigung feines Bahnanlage⸗Projectes 
durch Vorlage eines ordeutlichen Planes ſammt Koſtenüberſchlag ver⸗ 
halten werden, worauf eine neuerliche Erhebung mit Zuziehung un⸗ 
parteiiſcher Forſtmanner und im Straßen⸗ und Bahnbaue erfahrener 
Fachkundiger erfolgen ſollte. Hingegen wurde in dem Recurſe des 
Baron v. d. K. die Modlfickrung des Erkenntniſfes der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft M. in den nachſolgenden zwei Richtungen angeſtrebt: 
erſtens wollte ſich derſelbe nicht mit der blos auf fünf Jahre ertheil⸗ 
ten Bewilligung zur Anlage und Benützung der über fremde Gründe 
zu führenden Bahn begnügen, ſondern dieſe Bewilligung auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit zuerkannt haben; zweitens ſchlen ihm auch die vecurrirte 
Entſcheidung inſoweit mangelhaft und nicht den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend zu fein, als darin nur von den Waldtheilen R. und G. 
Erwähnung geſchehen ſei, während es ſich factiſch um die Bringung 
und Verwerthung der Forſtproducte aus den geſammten gegen den 
Lobultzbach abhängenden Woldeomplex des Gutes F. haudle. 

Von Seite der Statthalterei wurde dem Recurſe des Baron 
v. d. K. in fo meit Folge gegeben, als die recurrirte Entſcheidung, 
gemäß dem vom Boron v. d. K. geſtellten Begehren, nicht blos auf 
die Waldtheile R. und G., fondern überhaupt auf den ganzen gegen 
den Lobnſchbach abhängenden Waldcomplex des Gutes F. ausgedehnt 
wurde, und zwar aus dem Grunde, weil ſich die commiſſionellen Be⸗ 
ſichtigungen und Begehungen auf den ganzen Waldſtand bezogen, der 
Waldbefland durchſchnittlich ein und derfelbe war, und die nominelle 
Bezeichnung der erwähnten Waldtheile ſtatt des erwähnten ganzen 
Waldcomplexes irrthümlich als allgemeine Bezeichnung angenommen 
wurde, Das andere Anſinnen des Baron v. d. K., daß die auf fünf 
Jahre ertheilte Bewilligung zur Anlage und Benutzung der Bahn, 
bezjehungswelſe die den Grundbeſitzern während dieſer fünf Jahre auf⸗ 
erlegte Verpflichtung, die Bringung des Holzes über ihre Gründe 
dulden zu müſſen, auf unbeſtimmte Zeit ausgedehnt werden möge, 
ward hingegen von der Statthalterei mit dem Bemerken zurückge⸗ 
wieſen, daß derlei unbeſtimmte Bewilligungen auch bei Holztriften 
uicht gegeben werden dürfen und daß es Baron u. d. K. für den 
Fall des aufrechten unausgeſetzten Betriebes ja immer freiſtehe, nach 
Ablauf der fünf Jahre um einen weiteren Ausfprud dieſer Ver⸗ 
pflichtung einzuſchreiten, falts die Bedingungen des $. 24 des Forſt⸗ 
gefetzes ungeachtet der erfolgten Ausfuhr des Holzes durch fünf Jahre 
noch vorhanden fein werden. 

Die Recurſe der Grundbeſitzer wurden aus den im bezirkshaupt⸗ 
maunſchaftlichen Erkenntnſſſe enthaltenen Gründen und noch aus dem 


1 


54 — 
weiteren Grunde zurükgewieſen, weil im Gegenſtande der gegen die 
Sicherheit des Betriebes auf der Bahn gemachten Einwendungen erſt 
ſeinerzeit bei Borlage des Conſtructlonsplanes und durch Statufrung 
einer förmlichen Betriebsordnung die nöthige Vorſorge zu treffen 
ſein würde. je > B 

Auch gegen dieſe Eutſcheidung wurde abermals don beiden 
Theilen der Recurs an bus Ackerhaumiyiſterlum gerichte. 

Die Grundbeſitzer wiederholten in ihren Rerursſchrſften ihre be⸗ 
reits früher gemachten Einwendungen und betonten noch beſonders, 
daß Baron v. d. K. mittlerweile doch felbſt im Vereine mit der 
Commune an die Verbeſſerung der verwahrloſten Gemeindeſtraße ge⸗ 
gangen ſei nnd deeſelbe feither fortwährend zur Ausbringung des 
Holzes benütze, wodurch die angebliche Nothwendigkeit der Holzbahn⸗ 
aulage am ſchlagendſten widerlegt fei. 

Der Miniſterial⸗Recurs des Baron v. d. K. war gegen die Be⸗ 
ſchräukung der ertheilten Bewilligung auf fünf Jahre gerſchtet. Es 
wurde von ihm hervorgehoben, daß durch dieſe Beſchränkung der Fort⸗ 
beſtand der Bahn nach Ablauf dieſer Friſt in Frage geſtellt ſei, da 
der von der Statthalterel gebrauchte Paſſuse „daß es ihm Freiftehe, 
nach Ablauf der fünf Jahre um einen weiteren Ausſpruch der den 
fremden Gutsbeſitzern auferlegten Verpflichtung einzuſchreiten, falls die 
Bedingungen des §. 24 des F. G. ungeachtet der erfolgten Ausfuhr 
des Holzes durch fünf Jahre noch vorhanden find“, zwar die wahr⸗ 
ſcheinliche Ernenerung der Bewilligung in Ausſicht ſtelle, dennoch 
aber den Behörden die völlige Freiheit der Entſcheldung nach Ablauf 
jener Friſt vorbehalte. Ferler feien die für die Herſtellung der hei⸗ 
nahe zwei Meilen langen Bahn präliminirten Koſten (20.000 fl. 
ohne die jährlichen Entſchädigungs⸗ und Erhaltungskoſten) ſo bedeutend, 
daf ſich die Anlage dieſes koſlſpieligen Holzbringungswerles in der 
kurzen Zeit von fünf Jahren nicht rentiren würde. Endlich ſei auch 
vom forſttechniſchen Stondpunkte gegen dieſe Befchränkung einzuwenden, 
daß die Ausbeutung eines 2000 Joch umfaſſenden Complexes in fünf 
Jahren wo nicht unmöglich, fo doch ohne Waldverwüſtung nicht durch 
führbar ſei, whrend bei länger andauernden Ausbringung des Holzes 
der Beſtand des Waldes auch für die Zukunft gewahrt werden könne. 
Am Schluſſe des Recurſes wurde von Baron v. d. K. das Petitum 
geſtellt: es möge, wenn ſchon eine unbegrenzte Conkeſſion fir den Be⸗ 
ſtand und Betrieb der von ihm zu erbauenden Holzbahn nicht gewährt 
werden ſollte, auf die Expropriation ſammtlicher Grundbeſitzer, über 
deren Grundſtücke die ſragliche Bahn gehen würde, erkanut werden. 

Bei der Entſcheidung über dieſe Recurſe kam zunachſt für das 
Ackerbauminſſterium dle Frage in Betracht, nach welchen geſetzlichen 
Vorſchriften der vorliegende Fall zu beurtheilen komme, und ob der⸗ 
ſelbe überhaupt der Competenzſphäre des Ackerbauminſſtertums auge⸗ 
höre. Man gelangte bald zum Schluſſe, daß dle projectirte Holzbahn 
weder nach dem Eiſenbahn-Conceſfionsgoſetze vom 14. September 1854, 
R. G. B. Nr. 238, noch nach der Verordnung des Miniſteriums des 
Innern vom 1. November 1859, R. G. Bl. Nr. 200 (über die 
Bergwerkseiſenbahnen), zu beurtheilen ſel, da es ſich im vorliegenden 
Falle um feine Eifen bahn, ſondern nur um einen nach einem Höchft 
primitiven Syſteme conſtrüirten hölzernen Schienenweg handle. Ebenſo 
wenig konnten natürlich die in neuerer Zeit für Pferdeeiſenbahnen 
erlaſſenen Verordnungen hier zur Unmwendung gefunhen. Es erübrigte 
daher beim Abgange anderer geſetzlicher Beſtimmungen über derlet 
Bahnanlagen wol nichts, als die Bahn als eine „Holzbringungsvor⸗ 
richtung“ zu behandeln, und mit Rückſicht darauf, daß dieſe Vorrichtung 
theitweife auf fremden Gründen hergeſtellt werden ſollte, den Fall 
unter 8. 24 des Forſtgeſetzes zu fubfumiren. Hiemit war auth ſelbſt⸗ 
verſtändlich die Competenz des Ackerbauminiſtertums, welchem die Hand⸗ 
habung des Forſtgeſetzes in oberſter Tinte zufteht, außer jeden Zweifel 
geſetzt. 

Auf das Meritoriſche der gegen die Statthalterel⸗Entſcheldung 
eingebrachten Recurſe eingehend, fand das Ackerbauminſſterium, daß 
zunächſt gegen die Genauigkeit und Zuverläſſigkeit der gepflogenen Er⸗ 
hebungen kein ſtichhältiges Bedenken zuſtehe, und daß durch dieſelben 
zur Genüge die Nothwendigkelt der projectirten Holzbahnaulage dar⸗ 
gethan ſei, da ein Theil der Waldproducte auf den beſtehenden Wegen 
gar nicht, der Reſt auch nur mit unverhaltnißmäßig großen Koſten 
Herausgeförbert werden könne. Es wurden ſonach beim Vorhandenſein 
der Bedingungen des §. 24 F. G., die recurrirenden Grundbeſitzer 
für verpflichtet erachtet, ſich die Führung der projectirten Bahn über 
ihre Gründe gefallen zu laſſen. Das Ackerbauminiſterium war aber 
ferner auch der Anſicht, daß es dem Inhalte und dem Geiſte des 
8. 24 des F. ©. widerſtreite, die dem Barou v. d. K. ertheilte Be⸗ 


willigung zur Bahuanlage (beziehungsweiſe die den Grundbeſitzern 
auferlegte Verpflichlung), unter Anwendung der für Holztriftbewilkt⸗ 
gungen im Forſtgeſetze enthaltenen Vorſchriften, auf eine beftümmte 
Zeit zu beſchränken, weil die überhaupt bedenkliche Anwendung einer 
Geſetzes⸗Analogie hier um fo weniger am Platze ſei, als bei Zriften; 
mo es ſich um die Benützung eines offentlichen Gewäſſers und um 
die Concurrenz der Mittriſter handelt, weſentlich andere Verhältniſſe 
und Borausfegungen, als wie im vorliegenden Falle, obwalten. Das 
Ackerbauminiſterjum entſchled daher, daß dem Recurſe des Baron v. 
d. K. Folge zu geben und die demſelben erkheilte Bewilligung zur 
Benützung der profectirten, über freude Gründe führenden Bahn auf 
keinen beſtimmten Zeitraum zu beſchränken ſei, ſondern überhaupt fo 
lange fortzudauern habe, als die Vorausſetzungen vorhanden ſein 
würden, auf Grund deren die Belaſtung des fremden Grundes und 
Bodens nach 9. 24 des F. ©. zuläſſig erkaunt wurde. Anderſelks 
wurde aber auch den Vorſtellungen der Grundbefitzer bezuglich der 
Schadeuerſatzauſprüche in fo weit Rechnung; getragen, als die erwähnte 
auf eine beſtimmte Zeltfriſt beſchränkte Bemilligung nur unter der 
Bedingung ertheilt werden follte, daß bei der ſofort nach Feſtſtellung 
der Trace und der Niveau⸗Verhältniſſe der Bahn vorzunehmenden 
neuerlichen Schätzung der Entſchädigungsanſprüche, aller Betheiligten 
nicht nur auf die Entziehung des zur Bahuaulage nöthigen Terrains, 
ſondern auch, und zwär in erfter Linſe auf die aus Sccherheſts rück⸗ 
ſichten unerläßliche Beſchränkung und Erſchwerung des Wirihſchafts⸗ 
betrlebes hinſichtlich des zu beiden Seiten der Bahn ſehr ſteil an⸗ 
ſteigenden Waldgrundes der fremden Grundbeſitzer gebührende Rückſicht 
genommen und der bel dieſer Schätzung ermittelte Betrag gemäß 
8. 24 F. G. ſofork bei der politiſchen Behörde erlegt werde. 

Sonach wurde vom Ackerbauminiſterium im Einvernehmen mit 
den Minifterien des Innern und des Handels die Entſcheldung über 
die Recurſe des Baron v, d. K. und der Grundbeſitzer in der oben 
angedeuteten Weiſe dahin gefallt, daß dem Baron v. d. K. die mehr⸗ 
erwähnte Bewillihung zur Anlage und Benützung der über fremde 
Gründe zu führenden Holzbahn im Grunde des 8. 24 des F. G. 
ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten Zeitraum erthellt, und ben 
Grundbeſitern unter Wahrung ihrer Enlſchädigungsauſprüche gleichzeitig 
die Verpflichtung auferlegt wurde, ſich die Führung der Bahn über 
ihre Gründe gefallen zu laſfen. 


—— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


a) Ueber bas Verhältniß des Art. 6 des Staatsgrundgeſetzes über die 
allhemeinen Rechte der Stantsbürger zum Art, III des Gemelnde⸗ 
Urundgeſetzes vom 5. Mürz 1862. 

b) Die Gemeinde It nicht berechtigt, nuf die Unterlaſſung der Rachwel⸗ 
fung der Heimatsberechtigung eines Auswärtigen eine Strafſanckion 
auszuſprechen. 


Die Gemeindevorſtehung H. eröffnete dem Lorenz J. auf der in 
dieſer Gemeinde liegenden F.-Hube, daß er in den Gemeindeverband 
von H. aufgenommen werde, ſobald er uachweife, daß er phyſiſcher und 
faetiſcher Beſitzer der F⸗Hube geworden ſel. Zugleich habe er die 
Entlaſſung von feiner früheren Helmatgemeinde T. beizubringen. Neun 
Monate darnach erließ die Gemeinde P. an Lorenz, J. die Erklärung, 
daf er als Fremder angeſehen werden müſſe, weil er ſich micht als 
Befiger der F.⸗Hube ausgewieſen habe, und wurde derfelbe beauftragt, 
binnen acht Tagen ſich mit der Legitimaklonsurkunde feiner Heimat 
auszuweiſen. 

Lorenz J. wendete ſich bezüglich des Helmatſcheines an die Ge⸗ 
meinde T., erhielt jedoch von dieſer den Beſcheid, daß ihm von ihrer 
Seite kein Heimatsrecht ertheilt werden könne, weil er als factiſcher 
Beſitzer der F.⸗Hube von der Gemeinde H. aufgenommen, und in 
Folge deſſen aus dem Verbande der Gemeinde T. eutlaſſen worden 
ſei, und weil er die ihm gehörige Keuſche in T. verkauft habe. 

Hingegen wieder bedeutete die Gemeinde H. dem Lorenz J., daß 
er die behufs ſeiner Aufnahme in den Verband von H. geſtellten Be⸗ 
dingungen nichk erfüllt habe, daher heimatslos ſei, und daß fein Ber- 
weilen in H. nur dann geduldet werden könne, wenn er entweder den 
phyſiſchen und ſactiſchen Beſitz der F.⸗Hube oder die Helmatsberechtigung 
in einer anderen Gemeinde nachweiſe, und zwar binnen acht Tagen bei 
ſonſtigem Verfalle in eine Geldbuße von 10 fl. 
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Gegen dieſen Gemefnde⸗Erlaß⸗ wendete ſich Lorenz J on die Be⸗ 
zirkshäuptmannſchaft k. um Abhilfe; dieſelbe entſchleh, daß im Hin⸗ 
blicke auf den §. 8 des Heimalgeſetzes vom Jahre 1863. und auf 
9. 10 der kärntneriſchen Gemeludeordnung vom Jahre 1884 dem Re⸗ 
rurſe des Lorenz J. gegen obigen Gemeindeerlaß keine Folge gegeben wer⸗ 
den könne, da Lorenz J. wohl die Zuſicherung der Aufnahme in den 
Gemeindeverband, nicht aber die wirkliche Aufnahme erlangt habe, und 
weil der Erlaß der Gemeindovorſtehung nur die Aufforderung ente’ 
halte, entweder das Heimatrecht in H. zu erlangen, ober das Heimat⸗ 
recht in einer anderen Gemeinde nächzuweiſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Lorenz J. an die Landes 
regierung. Die vorerft: vernommene Gemeindevorſtehung H. Außerte 
ſich dahin, daß Lorenz J. noch nicht wirklicher Beſitzer der F.-Hube 
fet, daher als Fremder betrachtet werden mäffe, daß er die Tochter. 
des früheren Beſitzers der F. Hube noch ſmmer nicht geheiratet: habe, 
ſondern mit ihr im Eoncubinate lebe, was die ER 
Zukunft abgeſtellt wiſſen wolle. Weiſe ſich Lorenz J. als Beſiteri der 
Hube aus, fo werde feine Aufnahme in 5, erfolgen. DL 

Der Laudespräſident hob den tecurrirten Erlaß des Bezirkshaupt⸗ 
mannes auf, well Lorenz J. nach 8. 17 des Heimatgeſetzos nicht heimat⸗ 
los, ſondern jo lange in T. heimatberechtiget fei, bis feine Aufnahme 
in einer anderen Gemeinde erfolgt fein werde; weil die Gemeinde H. 
wöhl die Aufnahme in ihren Verband verweigern, nicht aber den 
Lorenz J. zur Nachweiſung der Beſitzverhältniſſe verhalten köune; weil 
die Beſchränkung feines Aufenthaltes auf der F.⸗Hube dem Art. 6 dos 
Slaatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 (R. G. B. Nu. 142) 
widerſtreite, und well hiuſichtlich des oͤffeutliches Aergerniß erre⸗ 
genden Coucubinates der Gemeinde zwar die Amtshandlung nach 
10 der Gemeindeordnung zustehe, allern dieſes Concubinakes in der 
Aufforderung der Gemeinde F. an Lorenz J. gar nicht erwähnt ſei, 
und die Geltendmachung diefes Umſtandes geradezu im Widerſpruche 
mit der Aufforderung ſtehe, da in' diefer dle Aufnahme des Lorenz“ 
J. lediglich von dem Beftge der F.⸗Hube abhanglg gemacht werde. 

Das Minifterium des Innern gab mit Entſcheidung vom 
12. gun 1870, Zahl 8277, dem gegen die Eutſcheidung der Landes⸗ 
regierung ergriffenen Recurſe der Gemeinde H. mit dem Bemerken 
keine Folge, „daß die in der gedachten Eutſcheldung der Landesregierung 
enthaltene Berufung auf Art. 6 des Stäatsgrundgeſetzes vom 21. Dex 
cember 1867, R. G. B. Nr. 142, hinſichtlich des Rechtes der Stats⸗ 
bürger, an jedem Orte des Staatsgebietes ihren Wohnſitz und Auf⸗ 
enthalt zu nehmen, nicht zutreffend erſcheint, weil durch erwähntes 
Staatsgrundgeſetz die im Wege der Landesgeſetzgebung erlaſfeng. Ge⸗ 
meindeordnung für Kärnten, daher auch die Beſtimmullgen des J. 10 
derſelben nicht aufgehoben worden find, und weil es ſich überhaupt 
dermalen noch nicht um die Auswelſung des Lorenz J., ſondern nur 
um deſſen Nöthigung zur Nachweiſung feiner Heimatberechligung han⸗ 
delt. Inſoferne jedoch weder in erſter noch in zweiter Inftanz über 
die angefochtene Berechtigung der Gemeinde H. zur Androhung einer 
Strofſanctlon in ihrem an Lorenz J. gerichteten Erlaſſe entſchieden 
worden iſt, wird hiemit zugleich erkannl, daß die Gemeinde weder nach 
8. 34 noch nach 8. 58 der Gemeindeordnung befugt war, eine ſolche 
Strafſanetton auszuſprechen, es möge ſich diefe nur auf die Untere 
laſſung der Nachwelſung der Heimatberechtigung allein, oder auch auf 
die Unterlaſſung des Beſitz⸗Nachweiſes hinſichtlich der F.⸗Hube beziehen. 

Uebrigeus ſtehe es dem Lorenz J. frei, im Sinne des $. 42 des 
Heimatgefehes die inſtanzmäßige Entſcheidung über feine Heimatberech⸗ 
tigung bei der Behörde zu verlangen.“ W 


a) Zur Begrenzung des Verordnungsrechtes der Gemeinde. 
) Gegen Nichtbefolgung vrtspollzellicher Verfügungen der Gemeinde 
kaun Confistation (als Strafe) ulcht angedroht werden.“ 


In der Gemeinde P. wurde am 24. October v. J. ein Ger 
meindebeſchluß publieirt, welcher dahin lautete, daß alles Holz, welches 
in der Gemeinde, ſei es im Aegulvalenten⸗Walde, jet es auf den 
Einzeluen gehörigen Waldwieſen, gefällt wird, der Stempelung am 
Stock durch den Gemeindevorſtand zu unterziehen ift, daß kein Holz 
ungeſtempelt ausgeführt werden darf, widrigeus dasſelbe gonffscirk 
wird. Die Veranlaſſung hiezu gab, daß die Wald⸗ oder Gereuth⸗ 
Wieſen der Gemeinde⸗Inſaſfen vielfach in der Aegufvalenten⸗Waldung ges 
legen find und daß viele Eigenthümer dieſe Gelegenheit benützen ſollen, 
um Holz aus der Acquivalenten-Waldung zu ſtehlen, und daß ſouach nur 
durch eine ſolche Maßregel den Diebſtäßten vorgebeugt werden könne. 


Der Gemeinde-Infayfe B. hat nun nach ſeiner eigenen Angabe 
auf feiner eigenen Wieſe Fichtenſtämme gefällt, wiederholt um deren 
Stempelung gebeten, und als ihm dieſelde verweigert wurde, weil ein 
nachträglicher OGemeindebeſchluß die Slempelung am Wurzelftocke an⸗ 
geordnet hatte, das Holz nach S. geführt, wo es ihm confiseirt wurde. 

B. erklärte bei der Bezirks hauptmannſchaft, daß er das ihm 
bennſtändete Holz auf feiner eigenen Wife geſchlagen hat und daß die 
Confiscation des Holzes noch vor der Publication des Gemeinde ⸗Be⸗ 
ſchluſſes erfolgt ſei. 

Er wurde jedoch vom Bezirkshauptmann mit ſeiner Beſchwerde 
gegen die Confiseation, welche in feiner gegen den publielrten Ge⸗ 
meindebeſchluß verſtoßenden Handlungsweiſe begründet ſei, abgewleſen. 
In zweiter Inſtanz wurde dem Recurſe des B. Folge gegeben wegen 
Illegalität des der bezirkahauptmannſchaftlichen Entſcheidung zu Grunde 
liegenden Gemeindebeſchluſſes, und die Bezirkshauptmannſchaft ange⸗ 
wieſen, bezüglich dieſes Beſchluſſes im Sinne des 5. 95 Gemeinde⸗ 
Ordnung Amt zu haudeln. 

Gegen dieſe letztere Entſcheidung der Landesſtelle überreichte nun 
der Gemeinde⸗Vorſteher von H. den Miniſterial⸗Reeurs, worin er die 
Giltigteit des erwähnten Gemeindebeſchluſſes zu begründen und darzu⸗ 
thun verfuchte, daß derſelbe keine Rechte verletze, und daß die Gemeinde 
nur im Intereſſe der Forſteultur gehandelt habe. 

Das Miniſterlum des Innern wies mit Entſcheidung vom 
8. September 1870, 3. 9218, un Einvernehmen mit dem Ackerbau⸗ 
Miniſterium diefen Recurs der Gemeinde ⸗Vorſtehung zurück, „weil, 
abgeſehen davon, daß die Gemeinde nicht berechtiget iſt, ſo weit gehende 
Beſchränkungen des Eigenthumrechtes anzuordnen, wie fie in dem frag⸗ 
lichen Gemeindebeſchluſſe durch die Anordnung der Stempelung der 
Wurzelſtöcke der auf im Privatbeſſtze befindlichen Wieſen gefällten 
Bäume gelegen iſt, der Gemeindebeſchluß ſchon deshalb illegal iſt, 
weil nach 8. 35 der Gemeinde⸗Ordnung für die Nichtbefolgung orts⸗ 
polizeilicher Verfügungen nur eine Geldſtrafe bis 10 fl. oder eine 
Arreftſtraft bis zu 48 Stunden, nicht aber die Conflscation angedroht 
werden darf“. rh. 

ET 


Verordnungen. 


Erlaß des Minifters des Innern vom 4. April 1870, g 4550, betreffend. 
die Beſtellung von I. f. Commiſſären bei Vereinen, im Sinne des 6. 22 
des Vereins-Geſetzes vom Jahre 1852. 


Anläßlich der von einem Landes⸗Chef geftellten Anfrage über den Vor⸗ 
gang und die Competenz bei Beſtellung von l. ſ. Commiſſären bei Vereinen 
im Sinne bes g. 22 des Vereinsgeſetzes vom J. 1852, gebe ich mir die Ehre, 
Euer zu eröffnen, daß eine ſolche Beſtellung von nun an in der 
Regel nur bei jenen Vereinen einzutreten hat, welche Geſchäftszweige betreiben, 
die aus öffentlichen Rückſichten einer beſonderen Beauſſichtigung bedücſen, 
namlich: Trausportunternehmungen (Eiſenbahnen, Dampfſchifffahrt u. dgkg, 
Verſicherungsgeſchüſte, Pfandleihgeſchäfte, ſowie Ausgabe von Pfandbriefen, 
auf Inhaber lautenden Obligationen und Kaffaſcheinen. 

Bei derlei Vereinen erfolgt die Meſtellung durch dasjenige Ministerium, in 
deſſen Reſſor! bie Vereinsunternehmung fällt, mithin bei Transportgeſellſchaf⸗ 
ten durch bas Handels miniſterium, bei Verſicherungs⸗ und Pfandleihgeſell⸗ 
ſchaften durch das Ministerium des Innern, bei Bank- und Grebitinftituten 
durch das Finanzminiſterium, wobei eventuell auch ein vorläufiges Einver⸗ 
nehmen mit den andern betheiligten Ministerien ſinttfindet. 

Soſerne daher bel Genehmigung der Gründung einer ſolchen Geſellſchaſt 
keine ſpeclelle Weiſung hinſichtlich der Beſtellung des I. J. Commiſſärs erfolgt, 
iſt ſofort nach deren Conſtituktung der Antrag auf Beſetzung der J. f. Com⸗ 
miſſärsſtelle und Feſtſtellung der Auſſichtsgebühr an das zuſtündige Ministerium 
zu erſtatten. 

Bezüglich der Sparkaſſen iſt fi ſtrenge an dem $. 27 des Sparkaſſe⸗ 
regulafius vom. 23. Oktober 1844 zu halten, wornach es den Landesſtellen 
obliegt, jeder Sparkaſſe einen I. f. Commiſſär beizugeben, welcher jedoch keine 
Gebühr zu beziehen hat. 

Dei anderen, gleichfals nach dem Vereinsgeſeze vom Jahre 1852 zu 
behandelnden Vereinen iſt in der Regel ein l. f. Commiſſär nicht zu beſtellen, 
doch bleibt es den Landesſtellen unbenommen, ſulls ſich die Nothwendigkelt 
oder Zweckmüßigkeit einer ſolchen Maßregel ergeben ſollte, einen beſonderen 
motivirten Antrag anher zu erſtatken. 


158 


Erlaß des Minifters des Innern vom 9. Auguſt 1870, 3. 11652, 
betreffend das Unterbleiben des Einvernehmens mit deu Finanzbehörden, 
bei Bewilligung von Prlpatmauten. 


Anläßlich eines vorgekommenen Falles habe ich mich mit dem k. k 
Finanzminiſterium dahin geeinigt, daß bei den, den politiſchen Behörden 
zulommenden Mautbewilligungen in jenen Föllen, wo es fi lediglich um 
Prlvatmauten und Feſtſtellung der bezüglichen Tarife handelt, inſofern hiebei 
das Intereſſe des Aerars weder direkt noch inbtrekt betheiligt iſt, das bis⸗ 
herlge Einvernehmen mit den Finanzbehörden von Seite der politiicen Beßör⸗ 
den unterbleiben kann. 

Hievon beehre ich mich Euere zur geſälligen Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung mit dem Bemerken in die Kenutniß zu ſeten, daß bie Finanz⸗ 
landesbehörden von dieſer Anordnung mit Finanzminiſterial⸗Erlaß vom 
26. Juli I. J., Z. 898, verſtändigt worden find. 


Perſonalien 
nach dem amtilchen Theile der „Wiener Zeitung". 


Se. Majeſtat haben den Miniſterialſekretär erſter Klaſſe im Miniſterjum 
bed Junern Anton Stan ows ki zum Statthaltereirathe zweiter Elaſſe det 
daliziſchen Statthalterei ernannt. 

Se. Majeſtäl haben die bei dem Rechnungsdepartement der mähriſchen 
Statthalterer erledigte, mit dem Titel und Charakter eines Slatthaltereirathes 
verbundene, n Vorſtandsſtelle dem erſten Rechnungsrathe dieſes De⸗ 
partements Anton Klimeſch verliehen. 

Se. Majeſtät haben die Verſetzung des mit dem Titel und Charakter eines 
Sektionschefs bekleideten Miniſterialrathes im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Eduard Freiherrn von Tomaſchek in den bleibenden Ruhe⸗ 
ſtand unter dem Ausdrucke der g. h. Zufriedenheit genehmtget. 

Se, Mojeftät haben dem Statthaltereirathe zweiter Elaſſe der böhmischen 
Statthalterei Johann Ritter von Neubauer den Titel und Charakter eines 
Hofrathe tarjrei nerllehen. P N 

Se. Majeitüt haben dem Miniſteriglrathe im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Johann Ritter von Kleemann die erbetene ben in 
BER LEDSLER Ruheſtand unter dem Ausdrucke der a. h. Zufriedenheit 

ewilliget. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Kontrolors⸗Offieials⸗ und Aſſiſtentenſtellen bei den k. k. Steuerämtern in 
Niederbſterreich und zwar: Eine Kontrolorsſtelle erſter Claſſe mit 795 fl. (ammt 
Zulage 800 fl.), eventuell zweite und deltte Claſſe mit 630 fl. (ſammt Zulage 
700 fl.) und 525 fl. (ſoammt Zulage 600 fl.), dann eine Offieialsſteſle mit 
525 f. Gehalt (amt Zulage 300 fü), fen rell 472 f. 50 fr, (matt Bulage 
550 fl.) ober 420 fl. (hammt Zulage 500 fl.) — endlich Aſſiſtentenſtellen mit 
dem Gehalte von 367 fl. 50 kr. (ſammt Zulage 450 fl), ſämmtlich, mit Aus⸗ 
nahme ber letzteren, gegen Kautjonserlag im Gehaltsbetrage ohne die Zulage, 
ie 20. Oktober 1. J. (Amtsblatt Nr. a, 

Amanuenſtsſtelle an der Grazer k. 1. Univerjitätsbibliothe mit jährlichen 
400 fl. Gehalt bis 15, Oktober I. J. (Amtsblatt Nr. 228.) 

Zwei Aſſiſtentenſtellen bei der k. k. Forſtakademie in Mariabrunn und 
zwar für Mathematit und die angewandſen techniſchen Fächer mit 500 fl. 
Jahresgehalt bis 10. Oktober 1. J. (Amtsblatt Nr. 228), 

Eine ſiſtemiſirte Landesthierarztesſtelle für Dalmatien mit 1000 fl. Jahres- 
gehalt bis Ende Oktober 1. J. (Amtsblatt Nr. 228.) N 

Aerftliche Konzipiſtensſtelle bei der dalmatiniſchen Statthalterei mit 800 fl. 
Jahresgehalt bis Ende Oktober 1. J. (Amtsblalt Nr. 228.) 

Oberamts⸗Controlocsſtelle heim k. k. Wiener⸗Haupt⸗Zollamte 1600 fl. 
eventuell 1500 fl. Gehalt und 250 fl. Quarkiergeld, eventuell eine Oberamts⸗ 
offizialsſtelle mit 1200, 1100, 1000 ober 900 fl. 115 und 200 fl. Duartler⸗ 
g ld, eventuell eine Jollamks-Offtzials tele mit 800 f. oder 200 fl. und 150 ft. 
Quartiergeld — bei allen gegen Dienſtkautlon. (Amtsblatt Nr. 229.) 

Zwei proviſoriſche Conceptsadſunttenſiellen in Ober⸗Oeſterreich mit 400 fl. 
Gehalt jährlich bis Enbe November l. J. (Amtsblatt Nr. 23g.) 

Koncipiſtenſtelle bei der Finanzlandesdirektion in Wien mit 800 fl. Gehalt, 
eventuell eine Konceptsadſunkfenſtelle im Bereiche der Finanzbezirks⸗Direktionen 
in Nieder⸗Oeſterreich mit 700 fl., eventuell 630 fl. Gehalt und im Falle der 
Bermenbung in Wien mit 180 fl. Cuarttergeld jährlich bis 20. Oktober I. J. 
(Amtsblatt Nr. 283.) 
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